
   

1 

         2025-07-14 

 

 

 Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Pflegekompetenz 
(Pflegekompetenzgesetz - PKG); hier: Verbändebeteiligung 
Geschäftszeichen: 70000#00003 
 
DGF-Stellungnahme zum Referentenentwurf Pflegekompetenzgesetz, 14.07.2025 
 

Mit großer Erleichterung nehmen wir als Deutsche Gesellschaft für Fachkrankenpflege und 

Funktionsdienste e.V (DGF) zur Kenntnis, dass das Pflegekompetenzgesetz zügig weiterbearbeitet 

wird. Es ist längst überfällig, dass die Potentiale der pflegerischen Berufsgruppe ausgeschöpft werden 

und in die Gesundheitsversorgung eingebracht werden können. Wir danken für die Akzeptanz und 

Wertschätzung der bisher geleisteten Vorarbeit, die schon in der letzten Legislaturperiode begonnen 

hat. In konstruktiver Zusammenarbeit wurden hier schon wertvolle Ergebnisse von verschiedenen 

Professionen, Kostenträgern und Institutionen zusammengetragen. In diesem Zusammenhang freut 

es uns besonders, dass wichtige Punkte aus unserer Stellungnahme zum Referentenentwurf 2024 

bereits in den jetzigen Entwurf eingegangen sind. Dies betrifft insbesondere die Aufnahme des 

Personenkreises der Pflegefachpersonen mit staatlich anerkannten Weiterbildungen, die über den 

Personenkreis der Pflegefachpersonen mit akademischen Abschlüssen in §15a SGB V erweiterte 

heilkundliche Befugnisse erhalten sollen. 

Gerne beteiligen wir uns als Fachgesellschaft für die spezialisierten Bereiche in der Pflege an der 

Verbändeanhörung zum aktuellen Referentenentwurf des Pflegekompetenzgesetzes. In der Kürze 

der Zeit können wir nur auf einige wenige Punkte, die uns aber besonders wichtig sind, Bezug 

nehmen.  

 

Als wertvolle und bedeutende Grundlage ist die nun direkt im Pflegekompetenzgesetz (PflKG) 

gesetzliche geregelte Festlegung des Pflegeberufs als Heilberuf mit eigenen und erweiterten 

beruflichen Kompetenzen zu bewerten. Die Änderungen in §4 des PflBG zu vorbehaltenen Aufgaben 

der Pflegefachpersonen, der damit verbundenen Pflegeprozessverantwortung, inklusive der Planung 

der Pflegemaßnahmen und der eigenverantwortlichen Heilkundeausübung erhalten unsere volle 

Zustimmung. 

Die geplante Umformulierung des Begriffs der „eigenverantwortlichen und selbständigen Ausübung 

von erweiterten heilkundlichen Tätigkeiten“ auf „eigenverantwortliche Wahrnehmung weiterer 

heilkundlicher Aufgaben“ in §37 des PflBG sehen wir allerdings sehr kritisch. Von 

„eigenverantwortlicher Ausübung von heilkundlichen Aufgaben“ zu sprechen, wie in §14a des 

Pflegekompetenzgesetzes, kann jedoch durchaus sinnvoll sein. Das spiegelt den Prozess wider, dass 

aus eigens ermittelten Erkenntnissen eine Situationseinschätzung erfolgt, aus der dann 

entsprechende Maßnahmen abgeleitet werden. Die Formulierung „Wahrnehmung weiterer 

heilkundlicher Aufgaben“ ist sehr unspezifisch. Wir befürchten, dass hierdurch eine Abschwächung 

der eigentlich beabsichtigten Kompetenzerweiterung und Selbständigkeit eintritt und eine neue 

Abhängigkeit von der ärztlichen Profession geschaffen wird. Pflegefachpersonen benötigen 

erweiterte heilkundliche Befugnisse innerhalb des Pflegeprozesses, um kompetenz- und 
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qualifikationsorientiert eigenverantwortlich handlungsfähig zu sein. Der Pflegeprozess leitet sich 

durchaus von zuvor ermittelten ärztlichen Diagnosen ab. Der daraus resultierende Pflegebedarf kann 

jedoch nur von Pflegefachpersonen mit entsprechender Qualifikation, je nach Komplexität der 

Pflegesituation, ermittelt werden. 

Die DGF empfiehlt, die ursprüngliche Formulierung „eigenverantwortlichen und selbständigen 

Ausübung von erweiterten heilkundlichen Tätigkeiten“, beizubehalten. Allerdings regen wir an, zu 

überlegen, ob nicht besser von Aufgabenbereichen als von einzelnen Tätigkeiten gesprochen werden 

sollte. Das hat natürlich Auswirkungen auf alle anderen Gesetze, die auf diese Formulierung Bezug 

nehmen und müsste dort auch geändert werden. 

Hier schließt sich unser nächster Punkt an. In §15a, §64d, §73c/d und §112a kann nicht die 

Formulierung „Leistungen ärztlicher Behandlung“ gewählt werden, sondern muss von „eigenständig 

durch Pflegefachpersonen zu erbringenden heilkundlichen Leistungen“ gesprochen werden. Es darf 

nicht festgelegt werden, dass einer pflegefachlichen Verordnung immer eine ärztliche Verordnung 

vorausgehen muss. Dies erfordert schon allein die sich immer wieder verändernde 

Patientensituation, die dann eine Anpassung der Maßnahmen erforderlich macht. Hier geht viel Zeit 

verloren, wenn immer wieder entsprechende Rücksprache mit dem ärztlichen Dienst gehalten 

werden muss. Das schließt nicht aus, dass bestimmte heilkundliche Leistungen oder Hilfsmittel 

sowohl aus pflegerischer Sicht als auch aus medizinischer Sicht induziert sind und somit von beiden 

Professionen verordnet werden können. 

Wir begrüßen jedoch sehr, dass in §15a die Kompetenzen der fachweitergebildenten 

Pflegefachpersonen Beachtung gefunden haben. In den Zusatzqualifikationen von 

Pflegefachpersonen durch spezielle Weiterbildungen, wie z.B. (pädiatrische) 

Intensivpflege/Anästhesie, OP-Pflege, Notfallpflege, onkologische Pflege, Palliativpflege, 

Wundexperten, Pain-Nurse, usw. liegt ein hohes Potential, das sofort genutzt werden kann.  Darum 

befürworten wir die Anerkennung von Berufserfahrung in spezialisierten Bereichen der Pflege nach 

einer bereits schon jetzt abgeschlossenen, staatlich anerkannten Fachweiterbildung nach 

Landesrecht. Zukünftig sollte ein durchgängiges Pflegebildungskonzept mit einheitlichen 

Abschlüssen, Qualifikationen und Bildungsinhalten, die erweiterte Handlungsfelder heilkundlicher 

Aufgaben und Tätigkeiten enthalten, geschaffen werden. Dieses Bildungskonzept sollte 

Übergangsregelungen, Quereinstiegsmöglichkeiten und rückwirkende Anerkennung für bereits 

absolvierte Weiterbildungen enthalten. So können bereits vorhandene Kompetenzen einbezogen 

werden, die sich derzeit noch in rechtlich nicht abgesicherter Grauzone befinden.  

Das Pflegekompetenzgesetz ist ein wichtiger Meilenstein für die Weiterentwicklung der 

professionellen Pflege. Die Umsetzung bedeutet einen Paradigmenwechsel, der zugunsten einer 

Sicherstellung der Gesundheitsversorgung in allen Bereichen dringend erforderlich ist. 

 

 

 

 

 

 


